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Ein neues Rezept f�r Kekse?

Stellen Sie sich vor, Sie lesen diese Zeilen
heute im Internet in einem der vielen bekann-
ten Informationsportale. Nehmen wir weiter
an, die Bundesregierung h�tte wie vom euro-
p�ischen Gesetzgeber vorgesehen, innerhalb
der vorgesehenen Frist zum 25. 5. 2011 ein
Zustimmungsverfahren f�r den Einsatz von
Cookies umgesetzt. In diesem Fall h�tten Sie
mçglicherweise mehrere Einverst�ndnis-
erkl�rungen abgeben m�ssen, um auch nur ei-
ne dieser Zeilen lesen zu kçnnen. Was halten
Sie von diesem Gedanken?

Niemand surft heutzutage im Netz al-
lein. Nicht nur Online-Werber surfen
heimlich mit. Cookies machen’s mçg-
lich. Mit ihnen kçnnen Online-H�ndler
Kunden erkennen oder Foren-Nutzer
immer angemeldet bleiben. Den grçß-
ten Nutzen aus Cookies ziehen derzeit
Webseiten, die sich �ber Werbung fi-
nanzieren, denn die �ber Cookies erho-
benen Daten sind eine essentielle
Grundlage f�r die Refinanzierung ihrer
Internetangebote.

Cookies machen viele Dinge im Netz bequem
f�r den Nutzer, sie liefern aber auch ein Pro-
tokoll �ber ihr Verhalten im Netz. Die EU
will, dass Cookies zuk�nftig nicht mehr ohne
Wissen des Nutzers auf dessen Rechner ge-
speichert werden kçnnen. Schon im Novem-
ber 2009 hatte daher das EU-Parlament ein
Richtlinienpaket zur Reform des europ�i-
schen Telekommunikationsrechts geschn�rt
(RL 2009/136/EG) – darunter auch eine Re-
gelung zur Behandlung von Cookies. Die
Richtlinie sieht vor, dass die Speicherung
von Informationen oder der Zugriff auf Infor-
mationen, die bereits im Endger�t eines Teil-
nehmers oder Nutzers gespeichert sind, nur
gestattet wird, wenn der betreffende Nutzer
auf der Grundlage von klaren und umfassen-
den Informationen seine Einwilligung gege-
ben hat.

Die Frist zur Umsetzung dieser Richtlinie in
deutsches Recht lief am 25. 5. 2011 ab. Doch
bisher ist nicht viel passiert. Dies liegt offen-
bar auch daran, dass keineswegs klar ist, wie
die Richtlinie umgesetzt werden m�sste.

Die Artikel 29 Datenschutzgruppe hat schon
im Juni 2010 den Beginn einer Diskussions-
phase proklamiert. In ihrer Stellungnahme
stellte die Gruppe fest, dass Werbetreibende
verpflichtet sind, vor der Installation von Tra-
cking-Instrumenten, wie etwa Cookies, eine
Einverst�ndniserkl�rung des Nutzers ein-
zuholen. Dabei sei das Belassen von Stan-
dardeinstellungen des Internet-Browsers nicht
automatisch einer Einwilligung gleichzuset-
zen. Wie diese Vorgabe in der Praxis umge-

setzt werden sollte, dazu �ußerte sich die Ar-
tikel 29 Datenschutzgruppe nicht. Sie zog sich
letztlich auf die Empfehlung zur�ck, dem
Nutzer m�ssten einfache und effektive Me-
chanismen zur Erkl�rung des Einverst�ndnis-
ses zur Verf�gung gestellt werden.
Allgemein wird aus der Richtlinie geschlos-
sen, dass zuk�nftig der Nutzer vorher einwil-
ligen muss, falls ein Cookie auf seinem Com-
puter installiert werden soll (Opt-in-Lçsung).
Bisher galt die im Telemediengesetz fest-
gelegte Opt-out-Lçsung, das heißt, der Nutzer

muss �ber die Verwendung von Cookies in
der Datenschutzerkl�rung der Webseite infor-
miert werden und die Mçglichkeit haben, dem
Setzen von Cookies zu widersprechen.

Die Bundesregierung ist jedoch weiter zu-
r�ckhaltend. Zun�chst will sie die Diskussio-
nen auf europ�ischer Ebene und mçgliche
Selbstregulierungsans�tze der Werbewirt-
schaft abwarten.

In den USA hat die Werbeindustrie eine f�r
die USA typische Lçsung gefunden: Sie ga-
ben sich im Zuge der Selbstregulierung einen
Kodex. Auch hierzulande will man sich nun,
ehe die Politik f�r gesetzliche Regeln sorgt,
lieber eigenen Regeln unterwerfen und die Sa-
che selbst lçsen. Der europ�ische Online-
Werbeverband IAB Europe, dem verschiede-
ne Branchengrçßen angehçren, hat im April
2011 eigene Richtlinien verabschiedet, um
den Nutzer in Europa vor Datenmissbrauch
zu sch�tzen. Danach sollen unter anderem
k�nftig neben der Schaffung einer zentralen
Opt-out-Plattform auch ein Symbol in Werbe-
banner eingebunden werden, �ber das der
Nutzer die erforderlichen Informationen abru-
fen kann.

Die nationalen Regierungen werden damit je-
denfalls nicht aus ihrer Verantwortung entlas-
sen. Sie werden sich weiter Gedanken machen
m�ssen, wie den Forderungen der Richtlinie
nach einer gesetzeskonformen Verwendung
von Cookies entsprochen werden kçnnte.
Denkbar w�re etwa eine Lçsung, die eine Ein-
willigung direkt bei Aufruf der Webseite oder
in einem Pop-up-Fenster vorsieht. Die briti-
sche Regierung hingegen will gem�ß einer
Bekanntmachung aus dem April 2011 offen-
bar verst�rkt mit den Browser-Herstellern zur
Umsetzung der erforderlichen Opt-in-Lçsung
zusammenarbeiten.

Die teils scharf gef�hrte Debatte, ob und wie
die Richtlinie in nationales Recht umgesetzt
werden soll, wird daher bis zu einer tats�ch-
lichen Umsetzung kaum abebben. Auch die
EU-Kommission wird pr�fen m�ssen, wie
sie die s�umigen Mitgliedsstaaten dazu bringt,
sich mit dem Thema zu besch�ftigen.
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